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AZ Za 4 – 01901 / Unsere Beschwerde gegen den Präsidenten des Bundesversicherungsamtes in Bonn, Herrn Dr. Maximilian Gaßner. Hier: Ihr Schreiben vom 13.07.2012
Sehr geehrter Herr Ley,
Sehr geehrte Damen und Herren,

in unserer o. g. Beschwerde hatte ich u. a.  die mangelnde Dienst- und Fachaufsicht des Bundesversicherungsamtes in Bonn gegenüber der Deutschen Rentenversicherung Bund (DRV Bund) gerügt.

In meiner/unserer Beschwerde gegenüber Ihrer Behörde, dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales, hatte ich zudem alle im Folgenden noch einmal aufgeführten schwerwiegenden und umfangreichen Rechtsverstöße unter Nennung der konkret verletzten Rechtsnormen Ihnen gegenüber benannt, ohne das Sie, das Bundesministerium für Arbeit und Soziales, in Ihrem Antwortschreiben auf die verletzten Rechtsnormen konkret Bezug genommen hätten: Defacto haben Sie eine konkrete Beantwortung und rechtskonforme Bearbeitung meines Vorbringens komplett verweigert, ebenso wie zuvor bereits die genannten involvierten weiteren Behörden auf meine Vorwürfe niemals konkret eingegangen sind.
Daher wiederhole ich zur Vermeidung von ´Mißverständnissen` im Folgenden noch einmal unsere Vorwürfe, damit ganz klar ist, das es hier nicht um eine diffuse und rechtlich unbegründete und unerhebliche Beschwerde, sondern um die massive und schwere Verletzungen von Rechtsnormen durch die DRV Bund mit ausdrücklicher Billigung des Ihnen unterstellten Bundesversicherungsamtes geht.
Unter diesem Blickwinkel ist Ihre in Ihrem o. g. Schereiben zum Ausdruck kommende faktischen Weigerung, sich mit den von uns nachgewiesenen Rechtsverstößen ernsthaft auseinanderzusetzen, sondern sich auf pauschale Legitimierung der Ihnen unterstellten Behörden  u. E. weder mit unserer Verfassung noch mit den in der öffentlichen Verwaltung geltenden Rechtsnormen vereinbar! 
Hier noch einmal in Kürze unsere Vorwürfe:

1. Verstoß gegen den persönlichen Datenschutz der von mir vertretenen Versicherten Elke Ries durch unbefugte Weitergabe deren geschützter Daten an Dritte.

Dieser Rechtsverstoß wurde zwischenzeitlich sowohl vom Bundesdatenschutzbeauftragten offiziell bestätigt, als auch von der DRV Bund auf Druck des Bundesdatenschutzbeauftragten schriftlich eingestanden.
Dies ist durch entsprechende amtliche Schreiben mit Vollbeweis belegt, als auch ausführlich in der homepage www.zwergdavid-riesegoliath.jimdo.com engmaschig dokumentiert dargestellt.

Gegenüber der Öffentlichkeit, d. h. der Nordwest-Zeitung hat die DRV Bund jetzt, nämlich am 09.06.2012 in einer öffentlichen Erklärung ihrer Pressestelle alle bereits schriftlich eingestandenen Rechtsverstöße erneut und pauschal bestritten – unverkennbar Resultat der mangelnden rechtlichen Kontrolle durch die gesetzlich dafür vorgesehenen Kontrollorgane, vor allem also dem Bundesversicherungsamt in Bonn, die zumindest in diesem Fall Ihrer Aufsichtspflicht erkennbar nicht nachgekommen sind….
Damit wird die bereits im wahrheitswidrigen Berufungsurteil des Landessozialgericht Niedersachsen Bremen zum Ausdruck gebrachte Diffamierung der Versicherten öffentlichkeitswirksam fortgeführt – das ist für sich schon ein Skandal!
Sie, sehr geehrtes  Bundesministerium für Arbeit und Soziales, haben sich jetzt an dieser massiven Diffamierung und Rechtsverweigerung gegenüber einer stets gesetzestreuen und rechtschaffenen Mitbürgerin, die zudem durch ihre chronische Erkrankungen ohnehin schwer benachteiligt ist, mitschuldig gemacht!

2. Ferner hat die DRV Bund mit der Vernichtung von zahlreichen Beweisakten (Reha-Entlassungsberichte sowie Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen sowie weitere Befundberichte der Versicherten) auch gegen das Verwahrungsgebot von Beweisakten in der öffentlichen Sozialverwaltung verstoßen und damit u. E. sogar gegen einschlägige Rechtsnormen nicht nur der Sozialgesetzgebung, sondern auch des Strafgesetzbuches verstoßen (§ 133 StGB Verwahrungsbruch).

 Die Auswirkungen dieser  rechtswidrigen Beweisvernichtung sind auch deshalb schwerwiegend, weil die Beweisakten-Vernichtung unmittelbar und kausal auf das skandalöse Urteil des LSG Niedersachsen-Bremen von 2009 eingewirkt haben insofern, als das ´erkennende` Landessozialgericht Niedersachen/Bremen in die Lage versetzt wurde, der Klägerin und jetzigen Beschwerdeführerin wahrheitswidrig „selbstgewählte Inaktivität“  vorwerfen zu können.
Auch diesen schweren Verstoß gegen die allgemein anerkannten Grundsätze der öffentlich-rechtlichen Sozialverwaltung und gegen einschlägige Normen des Strafgesetzbuches (Urkundenunterdrückung bzw. Verwahrungsbruch) haben Sie nunmehr, da Sie davon Kenntnis erlangt haben, ohne hier korrigierend einzugreifen, mitzuverantworten – dies macht das Bundesministerium für Arbeit und Soziales sehr unglaubwürdig.
3. Darüber hinaus hat die Sozialverwaltung der DRV Bund gegen den Datenschutz der von mir vertretenen Versicherten Elke Ries auch insofern verstoßen, indem Daten einer verstorbenen Versicherten den Akten der Beschwerdeführerin rechtswidrig zugefügt wurden.

Auch dies wurde sowohl von der DRV Bund offiziell eingestanden und vom Bundesdatenschutzbeauftragten offiziell und mehrmals bestätigt, in der oben genannten späteren  Presseerklärung der DRV Bund dann aber verschwiegen/bestritten.
Auch hierzu liegen natürlich, wie Sie ja sehr wohl wissen oder wissen müssten, Vollbeweise in Form von schriftlichen Dokumenten vor, auch in der homepage finden Sie unter ´Aktuelles` eine entsprechende Darstellung!
4. Schließlich hat die Deutsche Rentenversicherung Bund (DRV ) das im Widerspruchsverfahren von ihrem eigenen medizinischen Dienst erstellte, die Versicherte und jetzige Beschwerdeführerin eindeutig begünstigende medizinische Gutachten vollständig und begründungslos ignoriert, ansonsten wäre weder die nachfolgende spätere (rechtswidrige)Ablehnung des Rentenantrages der von mir vertretenen Versicherten Elke Ries erfolgt, noch ein desaströser und rechtlich in diesem Kontext äußerst fragwürdiger Prozeß über drei Instanzen(!) geführt worden, der die Gesundheit der Versicherten zusätzlich schwer geschädigt hat und natürlich auch dazu beigetragen hat, die Glaubwürdigkeit der involvierten Behörden und Dienststellen massiv und nachhaltig weiter in Frage zu stellen!
Durch Ihre mit Schreiben vom 13.07.2012 erfolgte pauschale Legitimierung der hier noch einmal genannten groben und mehrfachen Rechtsverletzungen durch die Ihnen direkt bzw. indirekt unterstellten Behörden, die Deutsche Rentenversicherung Bund und das Bundesversicherungsamt in Bonn, haben Sie sich selbstverständlich mitschuldig an allen auf diesen teilweisen schweren  Rechtsverletzungen basierenden schlimmen Folgewirkungen für die ´Rechtsunterworfene` von mir hier vertretene Versicherte Elke Ries gemacht!

5. Der Vollständigkeit halber: Auch gegen den Untersuchungsgrundsatz (´Amtsermittlungsgrundsatz in der Sozialverwaltung`) wurde mit der vollständigen Ignorierung der in dem genannten medizinischen Sach-Gutachten enthaltenen unmissverständlichen Aufforderung an die Administration der DRV Bund, einen (die Versicherte begünstigenden) Therapiebericht des behandelnden Psychotherapeuten einzuholen, von der DRV Bund verstoßen.

Auch dies haben wir wiederholt aber stets ohne eine konkrete Stellungnahme durch eine der involvierten Behörden zu erreichen, benannt und gerügt.
Auch Sie, das Bundesministerium für Arbeit und Soziales,  verzichten in Ihrer sogen. Stellungnahme zu unserer Beschwerde auf eine konkrete Auseinandersetzung mit der Sachlage, da hier die von uns genannten Tatsachen ja evident sind und Leugnen unsinnig wäre – also ignorieren Sie lieber komplett jedes vorgebrachte Argument!
Mit rechtsstaatlicher Verwaltungspraxis hat dies natürlich nichts mehr zu tun!
All diese zahlreichen und teilweise schweren Verstöße gegen geltende rechtliche Bestimmungen der Sozialverwaltung hatten wir Ihnen mit ganz konkreter Benennung der verletzten Rechtsnormen zur Kenntnis gegeben und Sie, das Bundesministerium für Arbeit und Soziales, aufgefordert, hier Klarheit und einen Rechtskonformen Zustand wiederherzustellen, nachdem die Ihrer Aufsicht unterstellte Bundesbehörde, das Bundesversicherungsamt in Bonn unter Leitung von Dr. Maximilian Gaßner, hier erkennbar nicht bereit und in der Lage war, den geltenden rechtlichen Bestimmungen Geltung zu verschaffen.

Die jetzt erfolgte lapidare Feststellungen Ihrer Dienststelle, es ergäben sich keine Gründe für eine Beanstandung der genannten Behörden, ohne auch nur auf einen einzigen der von mir benannten Rechtsverstöße konkret einzugehen, empfinden wir als Verhöhnung mündiger Staatsbürger und auch als eine Verhöhnung der Öffentlichkeit, die natürlich ein Bürgerrecht auf Aufklärung und Beseitigung folgenschwerer Rechtsverstöße hat, zumal wenn diese sich auch noch gegen eine schwerbehinderte und chronisch Kranke richten, die eigentlich unter dem besonderen Schutz ´aller staatlichen Gewalt` stehen sollte!

Diese Meinung teilen Sie offenbar nicht, und dies werden wir natürlich nicht widerstandslos hinnehmen.

Ich erinnere noch einmal daran: Unser Vorwurf bezog sich u. a. auch auf einen massiven Verstoß gegen GG Art. 3 (Gleichheit vor dem Gesetz, hier: Gleichbehandlung in der öffentlichen Verwaltung durch begründungsloses Übergehen des vom med. Dienst erstellten Gutachtens), selbst dieser Verfassungsverstoß war Ihnen als oberster verantwortlicher Kontrollinstanz nicht einmal der Erwähnung wert, geschweige denn einer Mindestnormen genügenden inhaltlichen Auseinandersetzung!
Die in Ihrem Schreiben zum Ausdruck gebrachte Ignoranz gegenüber massiven Rechtsverletzungen der Ihnen unterstellten Behörden – ansonsten hätten Sie sich inhaltlich damit auseinandergesetzt! – wundert uns allerdings nicht angesichts einer politisch verkommenen Kultur und Rechtspraxis, in der führende Politiker der Regierungsparteien Doktortitel erschleichen, sich ein Bundespräsident durch sein Amt persönliche Vorteile verschafft und rigoros Akten vernichtet werden und Verbrecher über ein Jahrzehnt weitgehend unbehelligt durch Verfassungsorgane morden können, während deren Opfer diffamiert werden: Auch in unserem Fall wurden massiv Akten vernichtet, nur ist dies offenbar für Sie nicht einmal ein Kavaliersdelikt, sondern wohl gängige Praxis, da Sie hier ja keine Notwendigkeit der Intervention sehen…. 

Leben wir in einer Demokratie, wo das Verwaltungshandeln staatlicher Körperschaften und Dienststellen stets auf gesetzlicher Grundlage und unter strikter Beachtung geltender Rechtsnormen zu erfolgen hat und auch entsprechend transparent ist sowie sich im konkreten Falle auch inhaltlich für die ´Rechtsunterworfenen` nachvollziehbar darstellt, oder sind wir inzwischen wieder da, wo man chronisch Kranke und schwerbehinderte Menschen ungestraft diffamiert und von der gesellschaftlichen Teilhabe ausschließt?

Was kommt als nächstes, liegen in Ihrem Ministerium möglicherweise bereits Pläne für das „Sozialverträgliche Frühableben“  wirtschaftlich ´schädlicher` behinderter und arbeitsunfähiger Menschen vor?
Ich verwende diesen Begriff in Erinnerung an das ´Unwort des Jahres 1998`, Erläuterung hierzu aus ´Wikipedia`, Link: http://de.wikipedia.org/wiki/Sozialvertr%C3%A4gliches_Fr%C3%BChableben 
Selbst Ihnen, dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales, wird die ironische Intention meines Bezuges auf das Unwort des Jahres 1998 nicht entgangen sein, aber leider, leider verbirgt sich dahinter ja ein sehr ernster Hintergrund: Mit Ihrer Weigerung, des in Ihrem Verantwortungsbereich geschehenen Unrecht zu erkennen, anzuerkennen und zu korrigieren, schreiben Sie, das Bundesministerium für Arbeit und Soziales,  nicht nur die fortlaufende Diffamierung und rechtliche und ökonomische Diskriminierung meiner von mir hier vertretenen Ehefrau fest, Sie tragen ganz nebenbei – als oberste zuständige Bundesbehörde! -  auch dazu bei, die Glaubwürdigkeit des Rechtsstaates zu unterminieren!

 Möglicherweise ist dies Ihnen egal, weil ja leider erfahrungsgemäß derartige Verfehlungen wenn überhaupt zumeist erst öffentlich werden, wenn die Verantwortlichen sich längst im Ruhestand befinden….

Unserer Aufforderung an Sie, das Bundesministerium für Arbeit und Soziales, hier noch einmal ganz konkret unsere schweren Anschuldigungen massiver Rechtsverletzungen einschließlich eines Verfassungsverstoßes, die wir ganz konkret mit Nennung der u. E. verletzten Rechtsnormen gerügt hatten, inhaltlich zu überrprüfen, sind Sie also erkennbar und begründungslos nicht nachgekommen: Die von uns gerügten massiven und zahlreichen Verletzungen einschlägiger rechtlicher Bestimmungen erwähnen Sie in Ihrem Antwortschreiben mit keinem einzigen Wort, für Sie als oberste Bundesbehörde ist der Verstoß gegen nahezu sämtliche einschlägigen Rechtsnormen durch die Ihnen unterstellten Behörden offenbar völlig in Ordnung und verdient keinerlei Rüge oder Beanstandung, Sie schreiben wörtlich: „Die Überprfügung der von Ihnen eingelegten Dienstaufsichtsbeschwerde hat ergeben, dass Anhaltspunkte für ein im Wege der Dienstaufsicht zu beanstandes Fehlverhalten des Präsidenten des Bundersvesicherungsamtes nicht gegeben sind.“ (Ihr Schreiben, S. 1)

Mit Ihrer in diesem o. g. Schreiben deutlich gemachten Weigerung, die tatsächlichen Rechtsverletzungen kritisch unter dem Blickwinkel der Rechtskonformität zu würdigen und entsprechend Ihrer Verantwortung als oberste Bundesbehörde hier korrigierend einzugreifen, haben Sie u. E. nicht nur Ihre mangelnde Bereitschaft, sondern auch Ihre mangelnde Qualifikation als rechtsstaatliche Kontrollinstanz des von Ihnen mitzuverantwortenden Verwaltungshandelns nur allzu deutlich gemacht!
Aufgrund inzwischen langjähriger Erfahrung mit den bis jetzt involvierten staatlichen Körperschaften überrascht uns Ihre Weigerung einer rechtskonformen Korrektur der von uns gerügten zahlreichen Rechtsverstöße nicht wirklich, wir geben aber gerne zu, dennoch zutiefst enttäuscht zu sein, denn: Die Hoffnung (auf ein rechtsstaatlichen Anforderungen genügendes Verfahren) stirbt zuletzt…!

Selbstverständlich werden wir die erfolgte Kommunikation mit dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales auf unserer Homepage www.zwergdavid-riesegoliath.jimdo.com  veröffentlichen und auch jede sich bietende weitere öffentliche Kommunikation im Sinne und im Interesse von Rechtsstaat und Demokratie nutzen.
Sie dürfen versichert sein, dass ich jetzt weniger denn je in meinen Bemühungen nachlassen werde, meinen Beitrag dafür zu leisten, dass den rechtlichen, ökonomischen und sozialen Rechten meiner schwerbehinderten und chronisch kranken Ehefrau von Seiten des Staates entsprochen wird!
Auch werde ich gerade aufgrund der von Ihnen jetzt erfolgten Stellungnahme verstärkte Anstrengungen unternehmen, um den Skandal Elke Ries ins Blickfeld der Öffentlichkeit zu rücken.

Mit freundlichen Grüßen

___________________                                     _________________________
Versicherte Elke Ries                                                                Bevollmächtigter Erich B. Ries

P.S. Eine Durchschrift geht zu Händen der Bundesministerin für Arbeit und Soziales, Frau Dr. Ursula von der Leyen
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